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Amnestie durch
die Hintertür

Mit einer skandalösen 
Anweisung schützen hessische

Behörden wohlhabende 
Steuerhinterzieher. Aufmüpfige 

Beamte werden kaltgestellt.
Christdemokraten Weimar, Koch
Erhebliche Steuerausfälle? 
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Gewöhnlich treffen sich in der Hessi-
schen Landessportschule in Frank-
furt Vereinsvertreter, Athleten und

Trainer. Die rund 70 Menschen aber, die
sich dort am 9. April einfanden, hatten mit
sportlichen Themen gar nichts im Sinn.

Fast drei Stunden diskutierten die Be-
amten, allesamt Steuerfahnder des Frank-
furter Finanzamts V, über Gerechtigkeit
und die Katastrophenlage der öffentlichen
Haushalte. Dann beschlossen sie etwas für
Beamte Unerhörtes: einen Brandbrief an
den hessischen Ministerpräsidenten Roland
Koch (CDU) zu schreiben. „Wir befürchten
erhebliche Steuerausfälle für das Land Hes-
sen, weil Steuerhinterzieher nicht in gebo-
tenem Umfang verfolgt werden können“,
heißt es in dem Briefentwurf.
Es geht den Ermittlern um dreistellige
Millionenbeträge, die dem Fiskus durch die
Lappen gegangen sein sollen – und um vie-
le tausend mutmaßliche Steuerhinterzieher,
die ungeschoren davonkommen werden.
Denn mit einer internen Dienstanweisung
haben hessische Spitzenbeamte in Abstim-
mung mit der Regierung Koch ihre Fahnder
an die Kette gelegt. Und wer von den Er-
mittlern aufmuckt, wird seither kaltgestellt.
„Die Verfahren wurden grundsätzlich und
überall niedergemacht. Wir lassen die Rie-
sengauner laufen“, wettert ein Fahnder.

Kurz vor Einführung der Zinsabschlag-
steuer 1993 hatten viele deutsche Anleger
mit Hilfe ihrer Banken am Fiskus vorbei
hohe Vermögenswerte ins Ausland trans-
feriert – Experten taxierten den Geldstrom
damals auf etwa 300 Milliarden Mark.

Als im Juni 1998 rund 300 Steuerfahnder
dann nach vielen anderen Banken auch
die Deutsche Bank durchsuchten, schien
festzustehen, dass der Fiskus zahlreichen
Steuerhinterziehern dicht auf den Fersen
war. Dieter Ondracek, Chef der Deutschen
Steuer-Gewerkschaft, sah in dem Fall sogar
„einen großen Schritt, den Gesamtkom-
plex einer riesigen Kapitalflucht in den
Griff zu bekommen“.

Von wegen. Zwar sammelten die Fahn-
der kartonweise belastende Unterlagen ein
– den Verdächtigen auf die Pelle rücken
durften sie gleichwohl nicht. Grundlage
dafür ist die Amtsverfügung 2001/18 des
Finanzamts Frankfurt V. In dem Papier
vom 30. August 2001 verdonnerte Amts-
chef Jürgen Schneider-Ludorff in Abspra-
che mit der Oberfinanzdirektion und dem
Hessischen Finanzministerium unter sei-
nem Chef Karlheinz Weimar (CDU) seine
rund 50 Steuerfahnder, die nur mit Ban-
kenverfahren beschäftigt waren, quasi zum
Nichtstun – und gewährte den Verdächti-
gen so eine Amnestie durch die Hintertür.

Grundsätzlich, so das Papier, sei die „au-
tomatische Annahme“ eines Anfangsver-
dachts „selbst dann nicht gerechtfertigt,
wenn die in verjährten Jahren erzielten



Deutsche-Bank-Zentrale in Frankfurt
„Riesige Kapitalflucht“ 
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Kapitalerträge gegenüber der Finanz-
behörde möglicherweise verschwiegen
wurden“. Ohne Anfangsverdacht dürfen
die Beamten freilich nicht ermitteln. Und
das, so die Order, habe selbst dann zu gel-
ten, wenn der Steuerhinterzieher Selbst-
anzeige erstattet habe. Ein absurder Be-
fehl, denn mit einer Selbstanzeige erklärt
ein Steuerpflichtiger gerade, dass er ge-
mauschelt hat, und hofft dadurch auf Straf-
befreiung. Allenfalls ab einem „Transfer-
volumen von 500000 Mark“ dürften die
Fahnder aktiv werden, so das Papier. 

Über die Brisanz der Verfügung war sich
Schneider-Ludorff offenbar bewusst – so
durfte die Order nicht wie üblich ins In-
tranet des Amts eingestellt werden. Nicht
einmal in die offizielle Amtsregistratur soll-
te sie aufgenommen werden. Die Empfän-
ger der vierseitigen Anordnung wurden
stattdessen einzeln „aktenkundig“ gemacht
und sollten das Papier in verschlossenen
Umschlägen erhalten. 

Schneider-Ludorff lehnt eine Stellung-
nahme zu den seltsamen Vorgängen ab.
Hessens Finanzstaatssekretär Bernd Abeln
sagt, es sei alles rechtmäßig gelaufen. Zwar
habe es „Kapazitätsprobleme bei der Steu-
erfahndung“ gegeben – aber „da haben
wir gegengesteuert“.

Auf jeden Fall stoppte die Order die
Fahnder auf der Stelle, zu Gunsten jener
Anleger, deren Verfahren von der Steuer-
fahndung noch nicht abgearbeitet worden
waren. So wurden diverse Konten nicht
mehr oder nur zu einem kleinen Teil aus-
gewertet, obwohl sie beschlagnahmt wor-
den waren. Die Finanzverwaltung weiger-
te sich schlicht, die Daten aufzuarbeiten. 

Auch drei Konten einer Privatbank in
Liechtenstein, über die nach Angaben von
Fahndern Prominente Transfers abge-
wickelt haben sollen, wurden nicht mehr
erfasst und ausgewertet. „Da liegt das Be-
weismaterial vor, und der Fiskus wirft es
auf den Müll“, schimpft ein Staatsanwalt.

Sowohl die Frankfurter Staatsanwalt-
schaft als auch der damals zuständige Ban-
kenkoordinator bei der Steuerfahndung,
Eckhard Pisch, liefen Sturm. In einem Pro-
testbrief an Schneider-Ludorff zerpflückte
Jurist Pisch die Amtsverfügung: Der Be-
fehl verstoße teilweise gegen die Straf-
prozessordnung und sei „rechtlich nicht
haltbar“. Offenbar gehe es der Finanz-
verwaltung nur darum, die Fälle schnell
vom Tisch zu bekommen, an den Steuer-
mehreinnahmen sei das Land wohl nicht
interessiert. So ähnlich sieht es auch die
Justizbehörde, bei der Experten die Amts-
verfügung als „Strafvereitelungspapier“
bewerten – intern freilich nur, denn un-
ter der Regierung Koch geht es Kritikern
nicht gut. 

Zwei Tage nach seinem schriftlichen Pro-
test wurde etwa Top-Fahnder Pisch ver-
setzt – zum Finanzamt Darmstadt. „Eine
ganz normale Versetzung, die mit dem Fall
in keinem Zusammenhang steht“, be-
hauptet Staatssekretär Abeln.

Vergangene Woche stellte die Oberfi-
nanzdirektion Frankfurt dann eine „Neu-
strukturierung der Finanzämter im
Rhein/Main-Gebiet“ vor. Und auch wenn
die Verantwortlichen jedweden Zusam-
menhang leugnen, gibt es einen unschö-
nen Nebeneffekt für die rebellischen Er-
mittler: Die Frankfurter Steuerfahndung
wird teilweise zerschlagen, und Beschäf-
tigte werden auf andere Dienststellen ver-
teilt. Felix Kurz


